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Antrag 

der Abgeordneten Birgit Stöver, Stephan Gamm, Silke Seif, Dr. Anke Frieling, 
Prof. Dr. Götz Wiese (CDU) und Fraktion 

Haushaltsplan-Entwurf 2021/2022 

Einzelplan 3.1 Behörde für Schule und Berufsbildung 

Aufgabenbereich 241 Staatliche allgemeinbildende Schulen  

Produktgruppe 241.01 Unterricht i.d. Vor- und Grundschule  

Produktgruppe 241.03 Unterricht in der Stadtteilschule  

Produktgruppe 241.04 Unterricht im Gymnasium 

Einzelplan 9.2 Allgemeine Finanzwirtschaft 

Aufgabenbereich 283 Zentrale Finanzen 

Produktgruppe 283.01 Zentrale Ansätze I 

Betr.: Schuldigitalisierung durch Hamburger Geld verstetigen 

Die Digitalisierung an Hamburgs Schulen ist ein Dauerthema. Die Corona-Pandemie 
und die Aussetzung der Präsenzpflicht, einhergehend mit dem Distanzlernen haben 
noch einmal die Notwendigkeit einer leistungsstarken digitalen Infrastruktur, deren Ver-
fügbarkeit und Funktionsfähigkeit sowie die Konfiguration und Wartung der schuleige-
nen IT in den Mittelpunkt gerückt. Doch es kommt immer wieder zu Problemen beim 
Distanzunterricht. Auch nach der Corona-Pandemie darf die Schuldigitalisierung nicht 
aus den Augen verloren werden. Der Umgang mit digitalen Medien und Geräten muss 
weiter im Unterricht mit sogenannten Laptoptagen verankert werden. Daher ist es wich-
tig, sicherzustellen, dass jede Schülerin und jeder Schüler einen Laptop oder ein Tablet 
zur Verfügung hat, das für die schuleigene Infrastruktur geeignet ist. Außerdem ist es 
natürlich für den zukünftigen digitalen Unterricht Voraussetzung, dass die Schulen, die 
noch immer über unzureichendes beziehungsweise nicht in jedem Klassenraum der 
Schule einsatzfähiges WLAN verfügen, hiermit schnellstmöglich ausgestattet werden 
und dieser Auftrag mit oberster Priorität bei der Telekom platziert wird.  

Weitere Grundlage für den zukünftigen digitalen Unterricht ist ein allgemein gültiges 
Lernmanagementsystem, das an allen Schulen verlässlich und verbindlich zur Verfü-
gung steht. In Pandemiezeiten sind „lms.lernen.hamburg“ (LMS) und das Nebensystem 
IServ immer wieder zusammengebrochen, vielerorts waren die Server überlastet,  
sodass diese Systeme nicht verlässlich waren und kein sinnvoller digitaler Unterricht 
möglich war. 

Zwar hat Hamburg die Bundesmittel über die vier verschiedenen DigitalPakte hinweg in 
Anspruch genommen und aus Landesmitteln hierzu einen Beitrag geleistet, doch der 
Senat lässt sich die Schuldigitalisierung größtenteils vom Bund finanzieren. So haben 
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die Regierungsfraktionen kürzlich angekündigt, die Fördersumme für die IT-Wartung 
von 4,5 auf 8 Millionen Euro pro Jahr zu erhöhen – erneut trägt der Bund den Löwen-
anteil. Es bedarf aus Sicht der CDU-Fraktion jedoch eines digitalen Kraftaktes in Form 
einer dauerhaften Aufstockung der IT-Mittel sowie einer Bündelung aller bereits ange-
stoßenen Maßnahmen in einem verbindlichen Masterplan. So sind unter anderem fol-
gende Defizite auszumachen: 

 Es gibt keine Bedarfsbeschreibung für die Ausstattung der Informations- und Kom-
munikationstechnik an den Hamburger Schulen, die unter anderem auch Leasing-
modelle berücksichtigt. 

 Es fehlt die Bewertung, wie mit dem digitalen Eigentum in der Zukunft umzugehen 
ist. Dieses darf auf keinen Fall Aufgabe der einzelnen Schulen sein und muss ham-
burgweit geregelt werden. Zu favorisieren ist eine Leasinglösung, die für alle Betei-
ligte Synergien schafft. 

 Es gibt keine Maßnahmen-Pläne versehen mit einem konkreten Zeitplan zur Errei-
chung von Standards an den Hamburger Schulen. 

Dieser Maßnahmenplan soll die Grundlage für die weitere Schuldigitalisierung sein.  
Gerade der weitere Ausbau der IT-Infrastruktur muss im Schulneubauprogramm sowie 
in einem IT-Umbauprogramm der Schulen entsprechend berücksichtigt werden. Es ist 
notwendig für alle Schulen die nötigen Voraussetzungen zu schaffen, um eine flächen-
deckende und an die örtlichen Bedingungen (zum Beispiel Raumgröße, Wandbeschaf-
fenheit) angepasste Internetnutzung möglich zu machen. Dabei muss an Hamburgs 
Schulen eine Bandbreite zur Verfügung stehen, die es ermöglicht, dass die Hälfte der 
Schülerinnen und Schüler gleichzeitig in der Schule auf die digitalen Lerninhalte  
beziehungsweise das Lernmanagementsystem zugreifen können. Hierfür sind zum  
einen das städtische Glasfasernetz prioritär durch die Telekom auszubauen und dafür 
die Mittel des DigitalPaktes I konsequent einzusetzen. Als zweite Voraussetzung sind 
die notwendigen Serverkapazitäten bereitzustellen. Baden-Württemberg hat kürzlich 
zusätzlich gemietete Server bereitgestellt. Für deren Betrieb stehen in Baden-Württem-
bergs insgesamt 1,3 Millionen Euro für das Jahr 2021 zur Verfügung. Rot-Grün sollte 
diesem Beispiel folgen und ebenfalls weitere Server bei den externen Dienstleistern 
anmieten und hierfür die nötigen finanziellen Mittel bereitstellen. 

Für die Ausstattung der Schülerinnen und Schüler mit Laptops beziehungsweise Tab-
lets ist das Verhältnis ein Gerät für vier Schülerinnen und Schüler ein Anfang, Ziel muss 
jedoch ein Verhältnis eins zu eins sein. Um die Geräte sowie digitale Infrastruktur dann 
überhaupt nutzen zu können, müssen Konfiguration und Wartung an Hamburgs Schu-
len sichergestellt sein. Die Schulbehörde gibt an, die Konfiguration und Wartung der 
schuleigenen IT sei eine Aufgabe der jeweiligen Schule, für die alle Schulen nach den 
gleichen Schlüsseln finanzielle Mittel bekommen. Die Schulen beauftragen damit häufig 
externe Dienstleister und größere Schulen stellen hierfür eigene IT-Administratoren ein. 
Laut Angaben der Schulbehörde stünden hierfür im Jahr 2020 rund 9 Millionen Euro zur 
Verfügung (vergleiche https://www.hamburg.de/coronavirus/schulen/). Konfiguration 
und Wartung der digitalen Geräte muss aber auch für die Nach-Corona-Zeit auf sichere 
Füße gestellt und unabhängig von Lehrerkapazitäten/-affinität zur Digitalisierung  
gemacht werden. In der Pandemiezeit bleibt beides zu häufig an den Lehrkräften hän-
gen, die bereits durch Wechsel- und Distanzunterricht sowie der Notbetreuung stark 
belastet sind. Dies gilt es künftig zu vermeiden. 

Da es in Zeiten des Fachkräftemangels nicht realistisch ist, dass alle Schulen zeitnah 
eigene IT-Fachkräfte einstellen, zumal es sich je nach Schulgröße auch manchmal nur 
um eine halbe Stelle oder gar weniger handeln dürfte, bietet es sich an, dass die Schul-
behörde hier als Dienstleister agiert. Die Schulbehörde sollte daher die IT-Fachkräfte 
direkt einstellen, koordinieren und hierfür die entsprechende Finanzierung bereitstellen. 
Wichtig ist hierbei, dass die IT-Fachkräfte den Schulen fest zugeteilt werden und immer 
an der gleichen Schule eingesetzt werden, damit sie die Gegebenheiten und Ansprech-
partner vor Ort kennen und es nicht zu häufigen Wechseln kommt. 
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Zwar hat Rot-Grün in Drs. 22/3541 zugesagt, zusätzlich zu den bisherigen IT-Mitteln 
jeder Schule noch einmal einen festen Sockel von jährlich 10.000 Euro für die Wartung 
und den Support der schuleigenen IT zur Verfügung zu stellen sowie die im Haushalts-
plan-Entwurf vorgesehenen rund 1 Million Euro für Wartung und den Support versteti-
gen zu wollen, dennoch reichen diese Mittel aus Sicht der CDU-Fraktion nicht aus. 
Hamburg sollte immerhin die bisherigen Eigenanteilsmittel für Digitalisierung beibehal-
ten und den Ansatz je Schulform um jeweils 500.000 Euro erhöhen. 

Die Bürgerschaft möge beschließen: 

1. Der Senat wird aufgefordert, alle bereits angestoßenen Maßnahmen in einem ver-
bindlichen Masterplan Schuldigitalisierung zusammenzufassen, darin: 

a. eine Bedarfsbeschreibung für die Ausstattung der Informations- und Kommu-
nikationstechnik an den Hamburger Schulen vorzunehmen, die unter anderem 
die Ausstattung der Schülerinnen und Schüler mit Endgeräten sowie auch Lea-
singmodelle berücksichtigt, 

b. eine Bewertung vorzunehmen, wie mit dem digitalen Eigentum in der Zukunft 
umzugehen ist. Dieses darf auf keinen Fall Aufgabe der einzelnen Schulen 
sein und muss hamburgweit geregelt werden, 

c. Maßnahmen-Pläne versehen mit einem konkreten Zeitplan zur Erreichung von 
Standards an den Hamburger Schulen aufzustellen; 

2. Der Senat wird zudem zur Bereitstellung einer leistungsstarken Breitbandanbin-
dung der Hamburger Schulen aufgefordert, mit der die Hälfte der Schülerinnen und 
Schüler gleichzeitig in der Schule digital lernen können. 

3. Weiterhin wird er zur Aufstockung der Serverkapazitäten aufgefordert, um einen 
reibungslosen Zugriff auf digitale Lerninhalte sowie das Lernmanagementsystem 
zu ermöglichen. 

4. Zudem wird der Senat aufgefordert, dass zur Sicherstellung der Verfügbarkeit und 
Funktionsfähigkeit sowie für die Konfiguration und Wartung der schuleigenen IT die 
Schulbehörde die IT-Fachkräfte direkt einstellt und koordiniert. Die IT-Fachkräfte 
sollen den Schulen fest zugeteilt werden und immer an der gleichen Schule einge-
setzt werden. 

5. Im Einzelplan 3.1, Aufgabenbereich 241 Staatliche allgemeinbildende Schulen, 
wird der Ansatz der Produktgruppe 241.01 Unterricht i.d. Vor- und Grundschule, 
Produktgruppe 241.03 Unterricht in der Stadtteilschule und Produktgruppe 241.04 
Unterricht im Gymnasium für die Jahre 2021 und 2022 jeweils um 500.000 Euro je 
Schulform erhöht.  

6. Zur Gegenfinanzierung wird der Ansatz im Einzelplan 9.2 Allgemeine Finanzwirt-
schaft, Aufgabenbereich 283 Zentrale Finanzen, Produktgruppe 283.01 Zentrale 
Ansätze I, Kontenbereich „Globale Mehrkosten“, im Jahr 2021 und 2022 jeweils um 
1.500.000 Euro abgesenkt. 

7. Der Bürgerschaft ist bis zum 30. September 2021 zu berichten. 

 


